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Zum achten deutſchen Lehrertag.
2

Die Lehrer der Volksſchulen ſind keine Schoßkinder
der verſchiedenen Regierungen und die Regierungs
parteien und ihre Preſſe haben dem achten deutſchen
Lehrertag, der diesmal aus Anlaß des hundertjährigen
Geburtstags von Adolf Dieſterweg in Berlin zuſammen
trat, keine freundſchaftlichen Gefühlsäußerungen ge-
widmet. Jm Kopfe eines konſervativen Redakteurs
malt ſich freilich die Welt des Schulweſens ganz
anders aus, als in den Gehirnen anderer Menſchen.
Dieſe Herren von der Feder dürften an abſprechender
Anmaßung kühnlich wetteifern mit jenem gemütsrohen
preußiſchen Junker, der im Abgeordnetenhauſe ver-
langte, man möge ihm doch eine verhungerte
Lehrerswitwe auf den Tiſch des hohen
Hauſes vorlegen.

Die Schule iſt offenbar eine ungemein kitzliche Sache
für unſere Mucker und Rückwärtsler! Die Erhaltung
der militäriſchen, induſtriellen und wiſſenſchaftlichen
Leiſtungsfähigkeit des Geſamtvolkes iſt zu ſehr mit
den Schuleinrichtungen verknüpft und verwebt, als
daß man ſo könnte, wie man in jenem Lager gern
möchte. Wie ſtiefmütterlich der führende Staat
Deutſchlands mit der Volksſchule und den Volksſchul
lehrern allezeit verfahren iſt und noch verfährt, das iſtnachgerade prichwortiich geworden.

Umſomehr darf ein allgemeineres Intereſſe bean-
ſprucht werden von den Kundgebungen und Aeuße-rungen dieſes ſo wichtigen Standes

Den Glanzpunkt des erſten Verhandlungstages
bildete entſchieden die Gedächtnisrede auf Dieſterweg
des Schulrates Dittes, der, ein geborener Preuße,
ſpäter unter anderem auch in Leipzig als Lehrer
thätig, jetzt in Wien amtiert. Was Dieſterweg ſich für
Verdienſte um die Schule, um Lehr und Erziehungs-
kunſt erworben hat, iſt den Fachleuten wohlbekannt.
Er hatte aber das Unglück, zugleich im politiſchen
Leben als Mann der Wahrheit und des Rechts auf-
zutreten, und ſeine (fortſchrittliche) politiſche Meinung
entſchloſſen jederzeit zu vertreten. Solche Leute ſind
im Lehrſtand ſo ziemlich aller Zeiten nicht gerade
in der Majorität zu finden geweſen. Für Dieſterweg
ſelbſt ward ſein Ueberzeugungsmut eine Quelle von
einer Menge Verfolgungen und Quälereien und ſo
mußte den reaktionären Blättern die Gedächtnisrede,
welche Dittes dieſem Manne hielt, unſympathiſch ſein
und demgemäß „heruntergemacht“ werde

Auch Dittes perſönliche Verdienſte um die Schule
ſind den Fachleuten zur Genüge bekannt. Die von
ihm redigierte pädagogiſche Zeitſchrift „Pädagogium“
kämpft im Vordertreffen eines nach unſerer An-
ſchauung ſehr maßvollen Fortſchritts, aber immerhin
eines wirklichen, ernſtgemeinten Fortſchrittes.

Dittes führte in ſeiner Feſtrede ohngefähr folgende
Gedanken in brillanter Form und mit warmen Vor-
trag aus:

Auch in unſerer Zeit, die vielfach keine erfreuliche iſt, erkennt
der deutſche Lehrer in dem mannesmutigen Berliner Abge
ordneten und Seminardirektor A. Dieſterweg ſein Vorbild.
Auf die reinen und großen Geſtalten der Vergangenheit müſſe
man ſchauen, um in der Gegenwart vorurteilsfrei zu wirken.
Jn Dieſterweg iſt deſſen Achtung vor der Jndividualität desSchülers, deſſen unerſchrockener Mannesmut gegenüber jeder

Knechtſchaft vorbildlich. Insbeſondere hat Dieſterweg gegen die
Vergewaltigung der Schule durch die Kirche gekämpft und in
ſeinem Eintreten für einen allgemeinen Religionsunterricht
egenüber dem konfeſſionell- kirchlichen Unterricht den Weg zur
efreiung der Schule gezeigt. Mit ſcharfen Ausführungen,

die von fortdauerndem Jubel begrüßt werden, weiſt Redner
die Uebergriffe der Geiſtlichkeit auf die Schule zurück und
fordert zur mannhaften Verteidigung der Schule auf. Die
kleinlichen Spaltungen im pädagogiſchen Leben Deutſchlands
verhindern eine allgemeine Erhebung des Schulweſens. Ueber-
gehend zur Stellung der Schule in Preußen konſtatiert Redner
den bedeutenden Rückſtand den öſterreichiſchen Verhältniſſen
gegenüber. Während in Oeſterreich ein freiſinniges Unterrichtse beſteht, die Lehrerſchaft von niederen kirchlichen Dienſt-

e entbunden, die kirchliche Schulaufſicht beſeitigt, die
Lehrerbildung den Theologen r iſt, die Gemeinden
und Lehrer zur geſetzmäßigen Mitwirkung befugt ſind, den
Lehrern das Recht der einjährigen Dienſtzeit zugeſtanden iſt,
ſind dies alles in Preußen noch fromme Wünſche. Jn ſeinem
eignen Vaterland ſind Dieſterwegs Jdeale am wenigſten er
reicht. Nur im unabläſſigen Ringen und Streben in eigener
Vervollkommnung und im Dienſt der Schule wird es gelingen,
auch in Preußen dem pädagogiſchen Fortſchritt freie Bahn zu
ſchaffen zum Heil der Nation in guten und böſen Tagen.

Endloſer Jubel belohnte den Redner für ſeine doch
wahrlich nichts weniger als radikalen Auseinander
ſetzungen. Er trat einfach für die von unſeren großen
Dichtern und Denkern Leſſing, Herder, Goethe
und Schiller verkündete Lehre der Toleranz und der
Humanität ein, die ja ſchon vor hundert Jahren in
nachdrücklichſter Weiſe gepredigt worden iſt. Darin
zeigt ſich aber ein unerfreulicher Rückgang unſerer
allgemeinen Zuſtände, daß ſelbſt über ſolche Ausein
anderſetzungen die reaktionäre Preßmeute mit einer
wahren Wut, oder doch mit ſchlecht verhaltenem Grimm

herfällt.
So ſchreibt unſere „geſinnungstüchtige“ Kollegin,

die „Leipziger Zeitung „Jm allgemeinen wird man
einer Verſammlung, die den dort gehörten Triviali-

e
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täten eines Dittes „ſtürmiſchen Beifall zujubelt,
Anſpruch auf Beachtung ineinemernſthaften
politiſchen Blatte beizumeſſen nicht geneigt
ſein. Die tönende Phraſe, daß „das neunzehnte Jahr-
hundert in Gefahr ſteht, mit einer Geiſtesknechtſchaft
u enden“, daß es „ſeit 40 bis 50 Jahren mit derfreien Geiſtesrichtung, mit der Schule und der ſozialen

Stellung der Lehrer konſequent rückwärts gegangen
iſt“, daß der Religionsunterricht „allgemein chriſtlich,
nicht einſeitig konfeſſionell“, ſo „wie er in der Bibel,
nicht wie er in dem Katechismus ſteht“ zu erteilen
ſei Phraſen wie dieſe mögen in dem redebedürf-
tigen Oeſterreich, wo Herr Dittes zuletzt wirkte, Be
achtung finden; in dem „kühleren Deutſchland“, wo
man geräuſchloſer zu arbeiten gewöhnt iſt, werden ſie
höchſtens in einem Kreiſe Halbgebildeter Stimmung
machen, von der großen Mehrzahl der Gebildeten
dagegen für das genommen werden, was ſie ſind.“

Der Redakteur einer mit Geldern des Volkes von
der Regierung unterſtützten Zeitung ſollte doch in
etwas taktvollerer Weiſe von ſeinen Kollegen in der
Staatsbeamtenſchaft, den Lehrern, reden. Solche Aus
laſſungen beweiſen nur zu ſehr, daß die Lehrer, ſpeziell
die Volksſchullehrer auch bei uns eine Beamtenkategorie
bilden, der gegenüber man ſich ſchon etwas heraus-
nehmen darf. Mit dieſem Umſtand mag es wohl auch
in Verbindung zu bringen ſein, daß, wie die „Leipziger
Zeitung“ ſagt, „unſere tüchtige ſächſiſche Lehrerſchaft
ſich, ſoviel wir ſehen, von dieſen Redeübungen fern-
gehalten hat. Dieſe Männer, unter denen, wie wir
wiſſen, ſich allerdings zahlreiche vortreff-
liche Kräfte befinden, wiſſen eben ganz genau
die Lage zu beurteilen, und nicht jeder hat das Zeug
und die Luſt, unliebſame Erfahrungen, nach Art derer,
die ein Dieſterweg oder gar ein Wander machten, auch
ihrerſeits auf ſich zu nehmen, d. h. Märtyrer für
Schule und Volk zu werden.

Geradezu als ein Glück muß man es begrüßen, daß
Dittes nicht mehr in Preußen, ſeinem Vaterlande,
wirkt, denn die dortige reaktionäre Preſſe hat ſeiner
Gedächtnisrede gegenüber einen nicht anders als denun-
ziatoriſch zu nennenden Ton angeſchlagen. So leſen
wir z. B. in der „Aachener Zeitung“: „Jeder dieſer
Lehrer werde mehr Unheil ſtiften, als drei ſozialiſtiſche
Agitatoren und weiter: wenn ſo viele Lehrer bereits
die Theorien des religiöſen Umſturzes billigten, dann
braucht man ſich nicht zu wundern, wenn die Umſturz-
partei reißende Fortſchritte macht.

„Dieſe Lehrer,“ d. h. ſolche, die wie Dittes reden,

2] Der Baſcha von Buda.
Novelle von Heinrich Zſchokke.

(Fortſetzung.)

Noch ehe aber der Winter kam, ſetzte ſich Olivier
eines Tages zu Cugny und ſagte mit wichtiger Miene:

„Anno 1644 haben wir mit Ziegen Krieg geführt;
anno 1645 aber wird's Ernſt. Denke nur, Cugny,
mein Vater hat dieſen Morgen einen Brief von meinem
Oheim, dem Oberſten bei der kaiſerlichen Armee, be
kommen und die Zuſage darin, daß, wenn ich im
Frühling, zur Armee komme, ſoll ich als Unter
lieutenant angeſtellt werden! Jch bin im Frühjahr
ſechszehn Jahre alt, mein Vater will mich nicht
länger in La Sarraz laſſen; er meint, hier würde
Vat t nichts als ein Ziegenhirt. Freuſt Du Dich
ni 40

„Warum denn ſagte Cugny und ließ das Köpf-
chen hängen.

„Ei, daß ich Soldat, daß ich Lieutenant werde!
Es iſt Krieg. Jch bringe es bald zum Hauptmann
und Oberſtwachtmeiſter. Du ſollſt noch von mir
hören, das ſage ich Dir!“

„Nun ja, Olivier, das glaub' ich, und es freut
mich deinetwegen, obgleich ich bitter weinen möchte!
Denn biſt Du fort, bin ich ganz verlaſſen, und wen
hab' ich, wenn Du, lieber Freund, mir fehlſt?“

„Glaube, Cugny, es thut mir auch weh', Dich zu
verlaſſen! Allein Du haſt ja doch künftigen Sommer
noch Helenen. Das Mädchen hat viel Kopf, Du kannſt
ihr Deine halbe Armee geben.“

„Was denkſt Du auch, Olivier? Jch führe mit
keinem Mädchen Krieg. Ohnedies wird ſie nicht mehr
kommen, wenn Du fort biſt, und wird eine Stadt
jungfer werden, die ſich um unſereins wenig be-
kümmert.“

„Sei nur ruhig, Cugny und weine nicht. Jn ein
paar Jahren komme ich V Beſuch wieder nach La
Sarraz. Da ſollſt Du Deinen Augen nicht trauen,
wenn Du mich ſiehſt ein Knebelbart ein
Schlachtſchwert hier ein Narbe da eine
Narbe. Du wirſt mich kaum kennen.“

„Das glaub' ich, Olivier! Und Du mich noch
weniger! Was fragt denn der Kriegsmann nach dem
armen Ziegenhirten Jch weiß das wohl.“

„Pfui, Cugny! Das iſt ſchlecht von Dir geſprochen!
Sieh', Cugny, und wenn ich Feldmarſchall wäre und
käme nach La Sarraz, meine erſte Frage wäre nach
Dir das ſchwör' ich Dir da haſt Du meine
Hand darauf! Hier haſt Du mein Taſchenmeſſer mit
der Perlmutterſchale zum Pfand darauf! Nimm hin!
Nimm's zum Andenken

„Weißt Du, Olivier Freunde ſollen ſich keine
Meſſer re Man ſagt, das zerſchneide die
Freundſchaft. Aber ich glaub' es nicht und nehme es,
und wenn Du mich einſt nicht mehr kennen willſt,

dann nehm' ich es wieder und halte es Dir vor die
Augen: Olivier, unſere Freundſchaft iſt zerſchnitten!“

„Dann wäre ich wert, das Meſſer im Herzen zu
haben. Nun aber freue Dich mit mir! enke, ich
habe auch ſchon Pläne für Dich gemacht!“

„Sage doch!“
„Wenn ich nach einigen Jahren Hauptmann oder

noch mehr bin und nach La Sarraz komme, nehm' ich
Dich mit zur Armee.“

„Nein, ich will lieber im Frühjahr mit Dir gehen
und Soldat werden. Weil Du vornehmer Leute Kind
biſt, macht man Dich ſogleich zum Lieutenant. Jch
aber will tapfer ſein und durch meine Kriegsthaten
Lieutenant werden, da verlaß Dich darauf, ich
will es!“

„Das geht nicht, Cugny! Du biſt erſt vierzehn
Jahre alt und viel zu jung. Du kannſt die Muskete
noch nicht tragen.“

„Aber die Trommel; auch weiß ich mit den Pferden
umzugehen, ich kann Troßbube werden.“

„Das geht nicht, Cugny! Als Troßbube kommſt
Du nie in die Schlacht, kannſt Dich nirgends hervor
thun. Warte lieber, bis ich zum uch nach La
Sarraz komme und Dich mitnehme! Da ſtell' ich

b gleich T e h Wo T ſchönreiben, gut nen, ich will Di gebrauchen
und dem Oberſten empfehlen. Sei ohne Sorgen!“

Da hob Cugny bitterlich an zu weinen, Olivier
hatte genug zu tröſten.
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oder durch ihren „endloſen Beifall“ zu erkennen geben,
daß ſie ebenſo denken“.

Dann heißt es in jenem edlen Organ weiter, die
Ausführungen der Dittes'ſchen Rede ſeien auf folgende
5 Theſen zurückzuführen: 1. Die poſitive Religion
muß den Menſchen genommen werden, um ſie zu ver
nichten, iſt die Elementarſchule da. 2. Um den Kin-
dern die Religion zu nehmen, bez. ſie vor dem Glauben
an Gott und ſeine Gebote zu bewahren, muß der
Geiſtliche in der Schule nichts zu ſagen haben. 3. Jn
Oeſterreich hat der Nihilismus viel erreicht, indem die
Schulen konfeſſionslos ſind, in Preußen ſtehen die
Volksſchulen dagegen ſehr tief, weil in ihnen noch
Religion gelehrt wird. 4. Die Reform der preußiſchen
Schule iſt auf dem Boden anzuſtreben, daß an die
Stelle des Chriſtentums das Heidentum, zunächſt das
altdeutſche Heidentum, gelehrt wird. 5. Die Lehrer
müſſen e ſein und nichts Entſetzlicheres kennen,
als die Religion und ihre Diener.

Solche Ergüſſe müſſen dem Volke zeigen, mit
welchem Druck von oben diejenigen Lehrer zu kämpfen
haben, die entſchloſſen die Bahnen unſeres Altmeiſters
Peſtalozzi zu wandeln ſuchen!

Solitiſche Aeberſicht.
Jn nächſter Zeit ſoll in Weimar ein ſozia-

liſtiſcher Kongreß für Thüringen ſtattfinden,
welcher ſich mit Organiſations- und Agitationsfragen
befaſſen würde.

Das preußiſche Kriegsminiſterium, d. h. die
deutſche Heeresverwaltung hat ſoeben einen weiteren
Antrag an den Bundesrat gebracht, wonach die Ge
hälter ſämtlicher Offiziere vom Lieutenant aufwärts bis
zum Major erheblich erhöht werden ſollen, wodurch
eine abermalige dauernde Vermehrung der Militär
ausgaben um über achtzehn Millionen pro Jahr
nötig würde. Sogar in Bundesratskreiſen ſoll man
über dieſe fortgeſetzte en or me Steigerung der Militär
laſten nichts weniger als erbaut ſein.

Neue Steuerprojekte zur Deckung der er-
höhten Militärkoſten werden in den maßgebenden
Kreiſen bereits ventiliert, wenngleich die bezüglichen
Pläne noch nicht bis zu Entwürfen formuliert ſind.
So wird der „Freiſ. Ztg.“ mitgeteilt, daß in erſter
Reihe ſich das Augenmerk gerichtet hat auf eine Be
ſteuerung der Streichhölzer, ſei es, daß hierfür das
franzöſiſche Monopol oder die ruſſiſche Beſteuerungs
form (Einnahme 3 Millionen Rubel) in Vorſchlag ge
bracht wird. Daneben ſoll der frühere Plan einer
Stempelſteuer auf die Quittungen wieder erneut in Er
wägung gezogen werden. Jn den Reichstagsſeſſionen
1880 und 1881 unterbreitete bekanntlich der Bundesrat
dem Reichstag einen Geſetzentwurf, jede Quittung,
welche über den Betrag von 20 M. und mehr lautete,
mit einer Stempelſteuer von 10 Pf. zu belegen. Diekonſervativen Parteien zeigten ſich damals viele Steuer

als einer „gerechten, guten, leichten und einträglichen
Steuer“ ſehr geneigt, hielten es aber für unzweckmäßig,
unmittelbar vor den damaligen Reichstagswahlen auf
eine ſolche Steuervorlage einzugehen.

Finanzminiſter v. Scholz hat ſeine Ge-
ſchäfte wieder übernommen. Die Demiſſionsgerüchte
ſind wieder einmal zum Schweigen gebracht. Hiermit
ſtimmt eine Aeußerung des Frankfurter Oberbürger-
meiſters Miquel überein, welcher ſagte, er wiſſe
nichts von einer Miniſterkandidatur und wolle lieber
bis an ſein Lebensende in Frankfurt bleiben. Wer
denkt da nicht an die Parabel vom Fuchs und den
Trauben, welche ſich ſchließlich als zu ſauer heraus
ſtellten

Bei der am 3. Juni im 5. Wahlkreiſe des Re

e glerſet S et h reichsta erhielt v. Bethmann- Hollwegfreitonſ) r rlehe Alth aus Berlin (deutſch
freiſ.) 5972 Stimmen, auf den ſozialiſtiſchen Kandidaten
entfielen 835 Stimmen, es iſt mithin eine Stichwahl
zwiſchen den beiden erſteren notwendig. Der konſer
vative Herr Landrat, deſſen Mandat bekanntlich für
ungültig erklärt werden mußte, dürfte dabei nach dieſem
ne verhättaß mit ziemlicher Sicherheit hintenrunter

allen.
Nach der Berliner „Volkszeitung“ hatten von

den in dem großen Elberfelder Geheimbunds-
prozeß verurteilten Angeklagten 42 beim ReichsgerichtKreviſion angemeldet. ieſelbe wurde aber nicht in

der beſtimmten Friſt angebracht und deshalb ab-
gewieſen.

Auf Grund des Sozialiſtengeſetzes, ſo wird in
dem ſozialiſtiſchen Leipziger „Wähler“ zutreffend aus
geführt, kann nach dem 30. September ein Strafurteil
nicht mehr ergehen, auch wenn der Thatbeſtand ſchon
vor den 30. September fällt. Nur weun ein Urteil
vor dem 30. September vollſtändig rechtskräftig wird,
kann es auch nach dem 30. September vollſtreckt
werden.

Ein ſerbiſcher Offizier hat wieder ein neues
Schießgewehr erfunden. Die italieniſche Regierung
ſoll dasſelbe einzuführen geneigt ſein. Da wird es Zeit,
daß man in Deutſchland wieder einen Fortſchritt in
der Verbeſſerung der Mordwaffen macht. Die armen
Steuerzahler!

Zu den Unterredungen des Fürſten Bismarck mit
auswärtigen Journaliſten bringt die „Köln. Volks Ztg.
folgende bezeichnende Mitteilung aus ElſaßLothringen
„Große Erregung herrſcht in eingewanderten Kreiſen
über den einſt ſo hochgeprieſenen Fürſten Bismarck.
Es iſt unmöglich, auch nur annähernd in dem Ton zu
ſchreiben, wie hier geredet wird. Man kann es ſchon
ſchwer begreifen, daß er überhaupt vor Journaliſten
ſein Herz öffnet; daß er es Vertretern einer fran
zöſiſchen Preſſe gegenüber thut, deren ausländiſche
Politik in der Verhetzung der Gemüter hüben und
drüben wegen ElſaßLothringens beſteht, das hätte man
für unmöglich gehalten. Das Schönſte an der letzten
dieſer Unterredungen iſt ein Umſtand, auf den die
Preſſe, ſo weit ich geſehen, bis jetzt noch nicht auf-
merkſam machte: Herr Triſtan, der Redakteur des
„Petit Journal“, fand eine offene Thür und Gaſt
freundſchaft in Friedrichsruh bei dem Manne, der den
Paßzwang einführte, als Vertreter eines Blattes, deſſen
Verbreitung im Reichslande wegen ſeiner wüſten
Deutſchenhetze verboten iſt.“

Die Böckel'ſchen Agitationen im Oden-
wald endigen, wie wir der „Frankf. Ztg.“ entnehmen,
mit Keilerei. Jn Eberbach fand Herr BVöckel den
Verſammlungsſaal vollſtändig mit Gegnern beſetzt. Jn
Reichsheim kam es beim Andrängen der Menge in den
Saal, in welchem Böckel weilte, zu einer allgemeinen
Keilerei, bei der auch Blut floß. Schließlich kam die
Polizei und trieb die Menge auseinander. Aehnliche
erbauliche Auftritte ereigneten ſich, als Herr Böckel
abends abfuhr.

Der neue deutſch- ſchweizeriſche Nieder-
laſſungsvertrag tritt am 20. Juli d. J. in
Wirkſamkeit und bleibt bis zum 31. Dezember 1900
in Kraft. Die Auswechſelung der Ratifikationsurkunde
ſoll bis ſpäteſtens den 10. Juli er. in Bern ſtattfinden.

Gegen die Einführung der Oeffentlichkeit
im Militärgerichtsverfahren, welches in
Bayern bekanntüich längſt beſteht, eifert die „Konſer
vative Korreſpondenz“, indem ſie es ſo darſtellt, als

ob die Preſſe ſolche Oeffentlichkeit zur Untergrabung
der W benutzen könne.

Wir haben bereits, ſchreibt die Berliner „Volks
den Wortlaut des S 10 des ſchweizeriſchen

undesgeſetzes, betreffend die Auslieferung an das
Ausland, ſowie er vom Bundesrate entworfen iſt, mit
geteilt und ichen unſere Bedenken, namentlich ſo
weit es ie ruſſiſche Regierung ankommt, angedeutet.
Jn noch ſchärferer, aber, wie wir fürchten, auch noch
zutreffenderer Weiſe beſpricht die „Neue Badiſche Landes-
zeitung“ dieſe geſetzgeberiſche Leiſtung. Namentlich
weiſt ſie darauf hin, daß man gar nicht erſt nach
Rußland zu gehen brauche, ſondern das Schlechte auch
noch viel. näher finden könne. Zum Verſtändniſſe
ihrer Ausführungen ſetzen wir den betreffenden Para-
graphen noch einmal hierher. Er lautet:

Wegen politiſcher Vergehen und Verbrechen wird die Aus
lieferung nicht bewilligt. Die Auslieferung wird indeſſen
bewilligt, wenngleich der Thäter einen politiſchen Beweggrundoder Zweck vorſchütt, ſobald die Handlung, um derenwillen

die Auslieferung verlangt wird, vorwiegend den Charakter
eines gemeinen Verbrechens oder Vergehens hat. Das
Bundesgericht entſcheidet im einzelnen Falle über die
Natur der ſtrafbaren Handlung auf Grund des Thatbeſtandes.
Wenn die Auslieferung bewilligt wird, ſo ſtellt der Bundes
rat dem darum erſuchenden Staate die Bedingung, daß der
Auszuliefernde wegen ſeines politiſchen Beweggrundesoder Zweckes nicht ſtrenger behandelt werden pücſe

Hierzu bemerkt das genannte badiſche Blatt: So ge
rechtfertigt ein ſcharfes Vorgehen gegen anarchiſtiſche
und nihiliſtiſche Mordbrenner und Attentäter iſt, ſo
ungerechtfertigt iſt das Vorgehen der Schweiz. Es
hindert ſie ſchon heute niemand, Nihiliſten und Anar-
chiſten das Gaſtrecht zu verſagen, aber die Auslieferung
an eine andere Macht, die Leiſtung des Schergen-
dienſtes das hätte fürwahr kein Menſch von der
Schweiz erwartet, die dadurch den größten Teil der
Sympathien einbüßen wird, die ſie in Europa genießt.

Ob die ſchweizer Staatsmänner ſich mit Vorbedacht
täuſchen wollen Jn den Augen der Polizeibehörden
iſt jeder politiſche Verbrecher ein Verbrecher.
In den badiſchen Gefängniſſen wird ſogar kein Unter-
ſchied gemacht zwiſchen gemeinen Verbrechern und
Redakteuren, die irgend einen Flurwächter, ſo er im
amtlichen Dienſte war, durch die Preſſe beleidigten.
(Jn preußiſchen erſt recht nicht) Jm übrigen
haben große Beiſpiele, nicht allein in Rußland, gelehrt,
daß die Reaktion jedem politiſchen Verbrecher auch
ein gemeines Verſchulden unterſchieben kann. Jn
Trützſchlers Akten ſtand, er habe Wollſäcke geſtohlen,
Kinkel's Freunde ſollen Kaſſen geplündert haben
das alles nach den badiſchen Standrechtsakten. Allein
nicht nur Baden ſtand damals auf der Höhe der
Situation. Die Kriegsgerichte des Windiſchgrätz haben
Robert Blum und Meſſenhauſer die gemeinſten Be
weggründe untergeſchoben und jeder Teilnehmer an der
berliner Revolution war von vornherein ein „Mörder“,,
wie ja auch Gedenktafeln der Revolution in Berlin
noch heute nur von „Mörderhänden“ ſprechen. So
ſieht es in Wirklichkeit mit der neueſten ſchweizer
Jnitiative aus, die einfach nichts anderes bedeutet, als
die Aufhebung des ſchweizer Aſylrechts.

Frankreich. Die Unterſuchung gegen die in Paris
verhafteten Ruſſen verläuft, wie es ſcheint, vollſtändig
ergebnislos. Bei keinem der Gefangenen haben ſich
bis jetzt gefährliche Sprengſtoffe gefunden, ſondern
immer nur einzelne Beſtandteile von ſolchen. Der jetzt
vorliegende Bericht des unterſuchenden Laboratoriums-
chefs ſagt, das aufgefundene und beſchlagnahmte Material
laſſe nur auf Experimente ſchließen. Es verlautet
jetzt, daß die ganze Geſchichte vom Miniſter des Jnnern
Conſtans angezettelte Mache zu dem Zwecke war,
beim „Väterchen“ an der Newa eine der Republik

Cugny ſchwor, er wolle nicht länger Ziegenhirt
bleiben, ſondern im Frühjahr mit in den Krieg
gehen.

3.

Die Sache kam anders, als beide Freunde berechnet
hatten.

Cugny ward von Tag zu Tag trauriger und nach-
denkender. Oliviers Geſellſchaft und die Scherze der
ſchmeichelnden Helene heiterten den armen Jungen nur
ſehr vorübergehend auf.

Eines Tages ſaß er am Abhang eines Hügels in
Träumereien verloren; ſeine Herde weidete um ihn her;
der Herbſtſturm fegte das abgefallene Laub. Da hörte
er ſeinen Hund gewaltig bellen. Cugny ſah ſich kaum
danach um, bis der Hund bellend herbei und wieder
davon ſprang. Endlich aufmerkſam, ſtand er auf und
ing einige Schritte vorwärts. Da erblickte er in dere vor der Schlucht eines bewaldeten Berges, eine

ſeiner Ziegen von einem Wolf überfallen, der das
arme Tier zerriß.

Hoſe iff Cugny zu ſeinem Stabe und ſprang,
von ſeinem Hunde begleitet, den Hügel hinab, dem
Räuber entgegen. Der Wolf entfloh; aber die Ziege
war tot und zerfleiſcht.

Mit Entſetzen r der junge Hirt da, doch faßteer ſich bald. Er bedeckte das getötete Tier mit

Laub, Reiſern und Steinen, ging wieder zu ſeiner
Herde und trieb ſie abends zur gewohnten Zeit heim.

Dann begab er ſich ins väterliche Haus, legte, ſobald
es dunkel wurde, ſeine Sonntagskleider an, machte
a dem beſten, was er hatte, ein Bündel und wanderte
avon.

Er wurde ſchon am Abend vermißt, als der Eigen
tümer der verlorenen Ziege erſchien und großen Lärm
machte. Nachdem der Burſche ſich auch am folgenden
Morgen nicht im Hauſe gezeigt hatte und überall ver
gebens geſucht worden war, erhob ſein alter Vater ein
großes Jammergeſchrei.

Untröſtlicher noch als der Alte, waren Olivier und
Helene, als ſie die Nachricht von Cugnys Flucht ver
nahmen.

Man konnte ſich nicht genug über Helenens Schmerz
um den Hirtenknaben verwundern und Oliviers Thränen
wurden von ſeinen Eltern umſonſt verlacht oder ge
ſcholten.

Nach einigen Tagen empfing Olivier durch einen
Bauer aus der Nachbarſchaft von Romainmontier
einen Brief. Cugny ſchrieb ihm das Schickſal der
vom Wolf zerriſſenen Ziege dann, daß er, teils aus
Furcht vor der Strafe, teils aus Ekel vor dem Hirten
leben davongelaufen, um ſein Glück in der weiten
Welt zu ſuchen.

„Fürchte Dich nicht, Olivier!“ ſchrieb Cugny. „Jch
werde t verhungern. arbeiten gelernt.
Sag es nur Helenen, ſie ſollte ſich nicht ängſtigen;
und meinem Vater ſag es, ich wolle ihn aus der

dient habe. Dein Meſſer hab ich mit mir genommen.
Ich will es zeitlebens aufbewahren zur Erinnerung an
Dich. Vielleicht finden wir uns im Kriege irgendwo
wieder.“

Olivier ſprang närriſch vor Freude umher, las allen
Menſchen den Brief von Cugny vor und hatte ſogar
nichts dagegen daß Helene das Papier laut weinend
an ihre Bruſt drückte.

Indeſſen war es für Olivier doch ein trauriger
Winter, denn er hatte ſich allzu ſehr an Cugny gewöhnt; der Freund mit dem zärtlichen, geiſtvollen Ge

plauder fehlte ihm überall.
Zum Glück mußten nach einigen Monaten ſchon die

Vorbereitungen zur Abreiſe getroffen werden. Unter
mancherlei Zerſtreuungen wurden Abſchiedsbeſuche in
Romainmontier, in Vevay, in Nyon bei Verwandten
und Freunden des väterlichen Hauſes gemacht. Man
rüſtete das Gepäck und mit Oſtern ging es nach
Deutſchland zur kaiſerlichen Armee.

(Fortſetzung folgt.)
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ünſtige Stimmung zu erzeugen. Man thut immerdu wenn man ſo Nachrichten etwas ſtkeptiſch auf
ſaß Man iſt eben nachgerade daran gewöhnt, daß
wenn auch nicht alle, ſo doch der größte Teil ſolcher
Anarchiſtenverſchwörungen gemacht ſind.

Der Herzog von Orleans, der bekanntlich
wegen Bannbruchs zu längerer Gefängnisſtrafe ver
urteilt worden war, iſt am Dienstag von dem Praäſi-
denten der franzöſiſchen Republik, Carnot, begnadigt
worden. Der Herzog wurde in der Nacht zum Mitt-woch in größter Heimlchteit nach Delle an die

Schweizer Grenze gebracht. Derſelbe iſt am
Mittwoch vormittag in Baſel eingetroffen und reiſt
abends nach Brüſſel weiter.

Das Zuchtpolizeigericht zu Paris verurteilte den
Marquis ores wegen Aufreizung zu Anſamm-
lungen, anläßlich der Kundgebung am 1. Mai, zu
drei Monaten Gefängnis, den Mitangeklagten Arbeiter

Vallen zu einem Monat.

Lokales.
Halle, 5. Juni.

Das Verzeichnis der Studieren den an hieſigerUniverſität weiſt für das Sonnerſeneſter
1626 Jmmatrikulierte auf (gegen 1627 im Winter
ſemeſter und 1701 im Sommer v. J.), außerdem
haben 57 Perſonen die Berechtigung zum Hören von
Vorleſungen und 54 bereits Exmatrikulierte verweilen
mit verlängertem akademiſchen Bürgerrecht auf der
Univerſität. Nach den Fakultäten verteilen ſich die
Studierenden mit 729 auf die theologiſche, 133 auf
die juriſtiſche, 300 auf die mediziniſche, 464 auf die
philoſophiſche. Der Lehrkörper umfaßt: in der
theologiſchen Fakultät 7 ordentliche, 2 außerordentlichePeofeſſeren, 2 Privatdozenten; in der juriſtiſchen

8 vrdentliche Profeſſoren, 1 ordentlichen Honorar-
profeſſor, 1 außerordentlichen Profeſſor, 4 Privat
dozenten; in der mediziniſchen 12 ordentliche, 9 außer
ordentliche Profeſſoren, 8 Privatdozenten; in der philo-
ſophiſchen 25 ordentliche Profeſſoren, 1 ordentlichen
Honorarprofeſſor, 20 außerordentliche Profeſſoren,
19 Privatdozenten. Außerdem fungieren 5 Lektoren,
3 Sprachlehrer, 4 Exerziermeiſter.

rt, Jn der geſtern abend in Schade's „Schützen
haus“ in Giebichenſtein ſtattgehabten Volksverſammlung
ſprach Herr Hoffmann über „die Preſſe“. Jn ein
ſtündiger Rede legte Referent den Anweſenden dieBedeutung der preſe dar und forderte ſchließlich zur

Unterſtützung der Arbeiterpreſſe auf. Nach einer ziem
lich animierten Diskuſſion wurde eine Reſolution an-
genommen, welche die Verſammlung erſucht, weiteſte
Verbreitung des „Volksblatt“ ſich angelegen ſein zu
laſſen. Mit einem Hoch auf die Sozialdemokratie
wurde die Verſammlung gegen 11 Uhr geſchloſſen.

l Noch waren die zündenden Worte des Herrn Wittich-
Leipzig aus der Feſtverſammlung am 1. Mai im „Prinz Karl“
in aller Gedächtnis und wieder wurde auf Einladung des Vor
ſitzenden des hieſigen ſozialdemokratiſchen Wahlvereins, Herrn
Krüger, im „Hofjäger“ eine Verſammlung abgehalten, um einen
Vortrag des Herrn Wittich über die Preſſe anzuhören. Kein Wun
der, daß die Arbeiter in Maſſe ihre Schritte nach dem „Hofjäger“
lenkten, um den geſchätzten Redner, welcher ſich im Flug die
Sympathien der Halleſchen Arbeiter erworben, zu hören. Nach
dem das Bureau gewählt, begann Herr Wittich folgendermaßen
Die ganze kultivierte Menſchheit rüſtet ſich, in dieſem Jahre
das 450 jährige Jubiläum der Buchdruckerkunſt zu feiern. Die

Herſtellung von Spielkarten zur Unterhaltung eines wahn
ſinnigen Königs von Frankreich gaben den Anlaß zu dieſem
epochemachenden Werke. Es iſt kein Zufall, daß genau 27Jahre nach Erfindung der Buchdruckerkunſt die eſormation
begann. Wenn dieſe auch, beſonders nach der ſozialpolitiſchen
Seite hin, im Sande verlief, ſo war dieſelbe doch ein Fortſchritt
der Kultur. Die Buchdruckerkunſt, der Anlaß zu dieſem Fort
ſgritt, ragt heute hoch empor, ſegensvoll wirkend für die

enſchheit. Während das geſprochene Wort in den Räumen
verhallt, giebt das gedruckte einen greifbaren Gegenſtand, der
auf Jahrhunderte zu wirken im ſtande iſt. Ein weiterer Vorteil der
Buchdruckerkunſt daß ſie nicht nur eine Kunſt, ſondern ſogar eine
vervielfältigende Kunſt iſt. Durch Mitwirkung des Dampfes und

er Elektrizität ſind die Drucke rzeugniſſe zu einer nie geahnten
e gelangt. Zwar brauchen wir uns nicht zu verhehlen,
daß die Preſſe ein zweiſchneidig Schwert iſt und daß mit ihr
auch ſchon immer viel Unheil angerichtet und Unfug getrieben
worden iſt. Wenn von gewiſſer Seite von Halbbildung ge
rahen wird, ſo iſt zu bemerken, daß dieſelbe immer noch
eſſer iſt, als gar keine Bildung. Einmal muß doch ein An

ſana gemacht werden. Die Anfänge unſerer Preſſe waren
be und haben ſich bis heute rieſig entwickelt, wenn ſie

Du jetzt auch noch nicht auf der Höhe ihres Kulturzweckes ſteht.
ie Lücken, welche die Schule gelaſſen, werden durch die Preſſe

Hirgefuut. Sie wird hierdurch zu einem unentbehrlichen
ildungsmittel. Eine Reihe von Erfahrungen machen die

Zreſſe heute zur Notwendigkeit. Zu keiner Zeit iſt das Ver
gangen, alles zu wiſſen, ſo hervorgetreten, als in unſerer
heutigen Zeit. Wir leben nicht mehr a ja Robinſon auf einer
einſamen Jnſel. Es iſt heute für faſt jeden Menſchen
Zum Bedürfnis geworden, alles zu wiſſen, was auf dem poli
tiſchen und wirtſchaftlichen Gebiete paſſiert. Wir leben in der
Zeit des allgemeinen Wahlrechts und da iſt es unbedingt nötig
zu wiſſen, was rechts und links, was Recht und Unrecht iſt.
Hieran knüpfen ſich auch die Schattenſeiten der Preſſe. Wie
früher, ſo lebt auch heute noch ein großer Teil der Preſſe von

e n ieraus vallerdin verheerende Wirkungen en. Auch auf deme
ſpekulation erinnert zu werden. Heute fallen die Aktienpapiere;

wie ben dich le ſern en. vetge ſ.

jeder Zeit dem Kapital preisgiebt, in die Höhe getrieben. Auch
auf dem Gebiete der Lohnbewegungen wird durch die kapi
taliſtiſche Preſſe im Jntereſſe des Kapitals gearbeitet. Zum
Anfang eines jeden Quartals wird von der gegneriſchen
Preſſe ein „arbeiterfreundlicher“ Ton angeſchlagen. Hier und
da fällt auch einmal ein wohlmeinender Brocken vom Tiſche
der n Auch giebt es einige Zeitungen, welche ſich zu
Schallröhren für den Kapitalismus gebrauchen laſſen. Pflicht
aller Arbeiter ſei es, dieſem kein Gehör zu ſchenken. Kein
Gelehrter und Fürſt, und ſei er noch ſo wohlwollend, ſei
im ſtande, das Elend der Arbeiter ſo zu kennen, als ein Mann
aus dem Volke. Es iſt deshalb die Pflicht aller Arbeiter,
darnach zu S daß Männer aus unſerer eigenen Klaſſe

ebildet werden, welche eine Preſſe zu leiten im ſtande ſind.
ie Arbeiterpreſſe hat in dieſer Beziehung noch nie Mangel

gehabt. Zur Leitung einer Arbeiterpreſſe gehört aber auch
ein großer Mut. Nicht Lorbeeren und Orden ſind es, welche
der Leiter unſerer Preſſe ſondern Not und Verfolgung.
Es iſt die Aufgabe aller Perſonen, welche ſich der Arbeiterſache gewidmet, durch Wort und Schrift mitzuarbeiten an der
Preſſe des Volkes. Wahrheit muß aber immer der Grundſatz
aller ſein. Wenn Beſchränkungen, die uns heute noch aufliegen,
erſt gefallen ſind, dann werden auch in bezug auf die Preſſe
wieder beſſere Zeiten eintreten. Auch die Halleſchen Arbeiter
haben die Pflicht, ihre Preſſe, das „Volksblatt“, zu unterſtützen.
Daß bei einem jungen Unternehmen Fehler vorkommen und
nicht gleich nach allen Seiten hin vollkommen ſein kann, iſt
ſelbſtverſtändlich. Mit der Zeit werden aber alle dieſe Uebe
ſtände verſchwinden. Sorgen die Halleſchen Arbeiter immer
mehr fafür, daß ihre Preſſe zur Macht komme, damit ſie für
die Ziele der Arbeiter „Freiheit und Gerechtigkeit immer mehr
eintreten kann. Reicher Beifall lohnte den Redner. An der
Diskuſſion beteiligten ſich die Herrn Köhler (welcher den Fall
mit dem „Generalanzeiger“: „Er war allein“, ſ. vorige Nummer,
erläuterte), Krüger und Hoffmann. Redner erläuterten dielokalen Veryaltnſſſe in bezug auf unſere und der gegneriſchen

Preſſe. Jn ſeinem Schlußwort legte Herr Wittich allen An
weſenden beſonders die Agitation unter den Frauen dringend
ans Herz. Auch die anweſenden Frauen ermahnte er, ihre
Männer im Kampf ums Daſein kräftig zu unterſtützen. Nach
dem folgende Reſolution:

Die heute im „Hofjäger“ tagende öffentliche Volksverſamm
lung erklärt ſich mit dem Referenten Herrn Wittich voll
und ganz einverſtanden und erklärt ferner, mit allen Kräften
für die Arbeiterpreſſe eintreten zu wollen. Sie ſpricht ſich
namentlich mit aller Entſchiedenheit gegen die ſog. „unparteiiſche“
Preſſe aus, welche, wie aus den Ausführungen des Herrn
Köhler erſichtlich iſt, ihre Unparteilichkeit in einer parteiiſchen
Stellungnahme gegen den Arbeiter dokumentiert hat. Die
Verſammlung hält es demnach für Pflicht, die Arbeiter vor
Preßorganen vom Schlage des „Generalanzeiger“ zu warnen
und dieſelben zum Abonnement auf das „vVolksblatt“ zu
veranlaſſen

einſtimmig angenommen worden war, ſchloß der Vorſitzende
Herr Hoffmann mit einem Hoch auf die internationale Sozial
demokratie die Verſammlung.

30 Mark Belohnung ſichert der Magiſtrat
demjenigen zu, welcher den Frevler, der 24 Platanen-
bäume vor dem Steinthore mit einem Beile angehackt
hat, ſo zur Anzeige bringt, daß derſelbe beſtraft
werden kann.

Annützes Anmelden von Verſammlungen.
Das Preußiſche Vereinsrecht hat den Vorteil,

wenigſtens in einigen Hauptſachen recht klar und be
ſtimmt zu ſein. Zu dieſen klaren Punkten gehört der:

Wann iſt eine Verſammlung der Ortspolizei-
behörde anzumelden
Die Antwort lautet ganz beſtimmt:

Nur dann, wenn in derſelben öffentliche An
gelegenheiten zu erörtern bezweckt wird.Wenn nun auch der Begriff „öffentliche Angelegen

heiten“ ein ziemlich weit geſpannter iſt, ſo ſagt der
Ausdruck „bezweckt“ doch, daß die Verhandlung über
ſolche öffentliche Angelegenheiten vorher geplant und
beabſichtigt ſein muß, daß alſo das zufällige Berühren
einer öffentlichen Angelegenheit durch irgend einen
Redner noch nicht genügt, um zu beweiſen, daß die
Erörterung öffentlicher Angelegenheiten in der Ver
ſammlung bezweckt war. So haben die Gerichte
wiederholt gleichmäßig entſchieden.

Eine ſogenannte „Feſtrede“, die in allgemeinen Aus-
drücken zum Zuſammenhalten, zur Einigkeit, zum Bei
tritt zu einem Vereine auffordert, oder die Zwecke
eines Vereins erläutert, iſt als ein Erörtern öffent-
licher Angelegenheiten nicht zu betrachten.

Hieraus folgt klar und beſtimmt:
Feſtverſammlungen, ſelbſt ſolche, die „politiſche“

Vereine veranſtalten, in welchen nur ſolche Feſtreden
gehalten werden ſollen, in welchen man ſonſt muſi
ziert, ſingt, deklamiert, mimt oder tanzt, ſind keine
Verſammlungen, in welchen bezweckt wird, öffentliche
Angelegenheiten zu erörtern und ſind deshalb der
Ortspolizei nicht durch den Veranſtalter anzumelden.
Was der Gaſtwirt, bei dem das Feſt abgehalten

wird, nach den örtlichen Polizeivorſchriften zu thun
hat, das geht den Veranſtalter des Feſtes, den Unter
nehmer, nichts an.

Die Sache iſt vollkommen klar, und darüber iſt
auch nach keiner Seite ein Mißverſtändnis möglich.

Nun kommt aber die den Deutſ einmal ange
borene und anerzogene „Polizeiſeligkeit'. Man ſagt
ſich: Anzumelden brauchſt du zwar nicht, aber du
wirſt doch anmelden, es kann ja nichts ſchaden und
der Herr Polizeigewaltige freut ſich

die

vielleicht über
deine ungemeine Zuvorkommenheit. So denkt man

de en wird e desverhin
Nun gerät der Anmelder in Zorn, und doch ganz

r Jhm iſt geworden, was er redlich ver

Die Ortspolizeibehörde ſagt ſich: Wenn der Mann
die Verſammlung angemeldet, ſo bezweckt er, in der
ſelben öffentliche Angelegenheiten zu erörtern, denn
ſonſt hätte er ja keine Veranlaſſung, die Verſammlung
anzumelden. Wenn in der Verſammlung aber öffentücke Angelegenheiten erörtert werden ſollen, und dieſe

Verſammlung iſt eine von einem „Vereine“ einberufene
Verſammlung, dann dürfen „Frauensperſonen, Schüler
und Lehrlinge“ an derſelben nicht teilnehmen. Da nun
kein Vergnügen ohne die Damen iſt, ſo kann das
Vergnügen nicht abgehalten werden, weil es gegen S 8
des preußiſchen Vereinsgeſetzes verſtößt. Punktum!

Gegen dieſe Logik iſt wenig einzuwenden, man hat
das Verbot geradezu durch die unnütze Anmeldung
herausgefordert. Es geſchieht ſolch unnützes Anmelden
aber nicht nur von unerfahrenen Anfängern, ſondern
oft auch von Perſonen, die ſich zu Führerrollen be
rufen glauben, weil ſie „ſchon lange in der Bewegung
ſtehen,“ wie ſie gerne ſagen.

Ganz auf demſelben Blatte ſteht die Einreichung
von Vereinsſtatuten „zur Genehmigung“ an die Polizei
behörde.

Das preußiſche Vereinsgeſetz kennt keine Genehmigung
von Statuten, ſie werden der Polizei nur zur „Kenntnis
nahme“ eingereicht. Wird die „Genehmigung“ ohne
Grund nachgeſucht, ſo muß die Behörde annehmen,
daß man beabſichtige, in dem Vereine etwas zu treiben,
was einer Genehmigung bedarf. Man durchſucht
danach das Statut, findet vielleicht, daß darin irgend
wie von einer den Mitgliedern zu zahlenden Unter
ſtützung die Rede iſt und ſagt ſich: Weil der Mann
unſere Genehmigung nachſucht, die er nach dem Vereins-
geſetze nicht nötig hat, muß er offenbar mit dem Vereine
etwas weiteres bezwecken. Er will wahrſcheinlich in
demſelben eine „Verſicherungsanſtalt“ errichten und
dazu iſt das Statut nicht ausreichend, wir verſagen
alſo die Genehmigung.

Wieder großes Erſtaunen über dieſe Polizeiverfügung,
die man doch einfach durch das unnütze Nachſuchen der
„Genehmigung“ hervorgerufen hat.

Alſo, wo man ſich an die Polizei nicht zu wenden
braucht, da thue man es nicht.

Ladet die Polizei vielleicht den Veranſtalter eines
Vereinsfeſtes vor, und ſucht ihn zu Protokoll zu ver
nehmen, um ihn ſo aufs Glatteis zu führen, indem
ſie ihn veranlaßt, das Feſt anzumelden, ſo ant-
worte er:

Das Feſt iſt keine Verſammlung, in welcher wir
öffentliche Angelegenheiten zu erörtern bezwecken, ich
habe alſo keine Veranlaſſung, von derſelben der
Polizeibehörde irgend welche Anzeige zu machen.
Etwaigen weiteren Anmaßungen der Polizeibehörde

muß dann mit größter Entſchiedenheit auf dem Be
ſchwerdewege entgegengetreten werden. Man erlangt
meiſtens ſchon in der Beſchwerde an den betreffenden
Oberpräſidenten ſein Recht, wenn auch die vorgehenden
Jnſtanzen ſich dazu nicht bequemen ſollten.

Der Jnſtanzengang iſt: für ländliche Polizei (Amts
vorſteher), Beſchwerde an den Landrat, Präſidenten,
Oberpräſidenten, Miniſter des Jnnern; für ſtädtiſche
Polizei (Polizeiverwaltung, der Magiſtrat), Beſchwerde
an den Präſidenten u. ſ. w.

Wir nehmen hier Gelegenheit, nochmals und wieder
holt folgendes in Erinnerung zu bringen:

Nach S 8 des Preußiſchen Vereinsgeſetzes ſind
Frauensperſonen Schüler und Lehrlinge nur von
den Verſammlungen politiſcher Vereine ausgeſchloſſen.
Jn öffentlichen Verſammlungen, die mit Vereinen
nichts zu thun haben mögen die Verſammlungen
heißen, wie ſie wollen ob ſie als Wählerver-
ſammlungen, als Verſammlungen einer Gewerkſchaft
oder ſonſt wie berufen ſind, dürfen Frauen, Schüler
und Lehrlinge ſich beteiligen, wenn der Leiter der
Verſammlung es erlaubt. Der überwachende Polizei
beamte hat darüber durchaus nichts zu verfügen.
Er hat über den Zweck der Verſammlung keine
Aufſicht. Nur Bewaffnete dürfen an Verſamm-
lungen nicht teilnehmen ohne die Waffen abzu
legen.
Da gerade in dieſem Punkte recht häufig Uebergriffe

ganz untergeordneter Polizeiorgane vorkommen, ſo muß
in dieſen Fällen jedesmal Beſchwerde geführt werden,
um für Belehrung der Unterbeamten zu ſorgen.

Man verfahre dabei ſo: Um die Verſammlung nicht
zu ſtören, wenn ſie ſonſt von Wichtigkeit iſt, und der
Polizeibeamte vernünftigen Zureden nicht zugänglich
iſt, willfahre man ihm und weiſe die betreffenden Per
ſonen heraus um eine, wenn auch geſetzwidrige, Auf
on der Verſammlung zu verhindern. Dann faſſe
der Vorſitzende aber ſofort folgende Beſchwerde ab

Ort. Datum.

Jn der am ten 189 im Lokale des
Herrn ſtattgefundenen v lung, die
ordnungsmäßig angemeldet war, befanden ſich mit
meiner Zuſtimmung und Duldung einige Frauen
(oder Schüler, oder Kinder, oder Lehrlinge). Der
überwachende Polizeibeamte forderte mich auf, dieſe
J aus dem Lokale zu entfernen und drohte
mit öſung der Verſam wenn ich es nicht
thun würde, trohdem ich ihn auf die Ungeſetzlichkeit



ſeines Verlangens hinwies. Jch ſah mich gezwungen,
um die Verſammlung weiterführen zu können, dem
Verlangen des Polizeibeamten nachzugeben.

Da die Verſammlung, wie ſchon aus der An-
meldung hervorgeht, keine Sitzung eines politiſchen
Vereins war, befand ſich der Polizeibeamte mit
ſeiner Forderung im Unrecht. Jch bitte- die Wohl
löbliche Polizeiverwaltung deshalb, denſelben be-
lehren zu wollen, damit ſolche Eingriffe in das Ver
ſammlungsrecht nicht wieder vorkommen.

(Namensunterſchrift.)
Wenn der Beſcheid nicht der Beſchwerde entſpricht,

oder zu lange (14 Tage) ausbleibt, ſo iſt nach den
oben angeführten Jnſtanzen die Beſchwerde fort
zuſetzen.

Eine Entſchädigungsklage gegen einen Beamten, der
aus Unwiſſenheit oder grober Fahrläſſigkeit, was für
einen Beamten die Nichtkenntnis eines Geſetzes, das
er ausführen ſoll, ohne Zweifel iſt, hat in Deutſchland
ſehr wenig Ausſicht auf Erfolg. Wir leiden eben unter
einer faſt vollkommenen Unverantwortlichkeit der Gen-

darmen. („Vereinsblatt“.)
Arbeiterbewegung.

Die Arbeiterausſchüſſe des Saarbrücker
Kohlenreviers hatten bereits mehrmals die Abſicht
geäußert, die Wünſche der Bergleute überſichtlich zu
ſammenzufaſſen. Nunmehr iſt dieſe Zuſammenſtellung
mit der Bitte um Berückſichtigung dem Oberbergamt
zu Bonn, dem Abgeordnetenhaus und dem Reichstag
eingereicht worden. Die Bergleute fordern eine acht-
ſtündige Schichtdauer mit Einſchluß der Ein und
Ausfahrt, die Einſetzung eines Schiedsgerichtes unter
dem Vorſitz eines Arbeiters und einen Mindeſtlohn
von 4,50 Mk. für Akkordarbeiter. Selbſtverſtändlich
erachten die Grubenleitungen „aus leicht begreiflichen
Gründen“ dieſe Forderungen als unannehmbar. Am
entſchiedenſten wenden ſie ſich jedoch gegen den Wunſch
der Arbeiter, es möge eine Strafordnung für Beamte,
welche Arbeiter mißhandeln, eingeführt und in die
Arbeitsordnung aufgenommen werden, denn das Ver-
langen nach einer verbrieften Strafordnung für Beamte
enthalte eine unzweideutige Anklage gegen das Gerechtig-
keitsgefühl der Verwaltung. Die Forderung der Berg
leute, man möge ihnen die Wahl der Gruben frei-
ſtellen, wird mit der Behauptung abgefertigt, daß die
Gewährung unbeſchränkter Freizügigkeit die größten
Unzuträglichkeiten mit ſich führen müſſe. „Das ganze
Vorgehen der Vertrauensmänner“, meint die „Köln.
Ztg.“, „zeugt von einer bedauerlichen Verkennung ihrer
Aufgabe. Es war die Abſicht, in den Ausſchüſſen ein
Mittelglied zwiſchen Arbeitgeber und Arbeiter zu ſchaffen;
keinenfalls wollte man damit neue Träger der Unzu-
friedenheit, neue Verfechter utopiſcher Anſchauungen in
Arbeiterfragen ins Leben rufen.“ Das Oberbergamt
in Bonn wird vermutlich vorläufig ebenſo denken, aber
nur vorläufig, denn endlich wird ſich das Verlangen
der Bergarbeiter doch Bahn brechen.

Ein Droſchenbeſitzerſtreik iſt in Kaſſel
wegen polizeilicher Härten ausgebrochen.

Jn Friedrichshagen haben die Bäcker-
geſellen die Arbeit niedergelegt. Man iſt genötigt,
die Backwaren aus Köpenick zu beziehen.

Hamburg, 3. Juni. Nach einem vom Verein
der Ewerführer gefaßten Beſchluß iſt der Streik
derſelben nunmehr beendet. Den Forderungen der
Prinzipale wurde entſprochen. Zahlreiche Ewerführer
haben ihre Thätigkeit wieder aufgenommen.

An die Holzpantoffelmachergehilfen Deutſchlands.
Kollegen! Euch diene zur Nachricht, daß der Ham-burger Fochverein beſchloſſen hat, mit einer Forderung

an die Arbeitgeber heranzutreten. Jhr Alle wiſſet, in
welcher ſchlechten Lage wir uns befinden, und wie

ſchneider ſowie Beſchläger, 20 Pf. Aufſchlag per
Dutzend-Paar. So beſcheiden unſere Forderung auch
iſt, wird es vorausſichtlich zu einem Ausſtand kommen.
Darum bitten wir Euch dringend, doch jeden Zuzu
fern zu halten. Briefe ſind zu ſenden an Adol
Strade, Hamburg, Borſtelmannsweg 172.

Vermiſchtes.

Das Wachstum amerikaniſcher Städte. Jn
einer von der Jean erhge, herausgegebenen
wiſſenſchaftlichen Zeitſchrift hat ſich Herr A. B. Hart
über das Wachstum amerikaniſcher Städte verbreitet,
und aus den vorhandenen Statiſtiken ſehr intereſſante
Thatſachen nachgewieſen. Seit hundert Jahren hat ſich
die Bevölkerung verzehnfacht; die Zahl der Städte von
mehr als 8000 Einwohnern iſt aber heute ſechzigmal
größer, als 1790, während die ſtädtiſche Bevölkerung
ſich verhundertundſechzigfachte. Jm Jahre 1850 gab
es nur 85 Städte in den Vereinigten Staaten mit
einer Durchſchnittsbevölkerung von je 35000; ſchon
zehn Jahre ſpäter war die Zahl der Städte dieſer
Größe auf 141, 1870 auf 226 und 1880 auf 289
geſtiegen, während die Durchſchnittsbevölkerung dieſer
Städte 39500 betrug die neue Volkszählung wird
zeigen, daß das Wachstum in den letzten zehn Jahren
vorangegangen iſt. Vor hundert Jahren lebte nur der
dreißigſte Teil der amerikaniſchen Bevölkerung in
Städten, im Jahre 1860 ſchloſſen die Städte bereits
den ſechſten Teil der Bevölkerung ein, und vor zehn
Jahren bildete die Einwohnerſchaft der Städte ſchon
nahezu den vierten Teil der Bevölkerung. Thomas
Jefferſon hat dieſes gewaltige Wachstum der Städte
niemals erlebt, aber er betrachtete ſchon die Zunahme
der Städtebevölkerung in ſeinen Tagen als einen Uebel-
ſtand und hielt die ſtädtiſche Bevölkerung ſeiner demo-
kratiſchen Geſinnung zum Trotz für eine beſtändige Be
drohung unſerer freiheitlichen Einrichtungen. An dem
raſchen Wachstum der amerikaniſchen Städte haben
nun die Eingewanderten einen ſehr großen Anteil.
Jm Jahre 1880 machten die Eingewanderten 13 Proz.
der Geſamtbevölkerung des Landes aus, während ſie
27 Proz. der ſtädtiſchen Bevölkerung bildeten; mit
anderen Worten, die Städte, während ſie nur den
vierten Teil der Bevölkerung des Landes umfaßten,
hatten nicht weniger als die Hälfte der Eingewanderten
abſorbiert. Das Verhältnis der Eingewanderten zur
eingeborenen ſtädtiſchen Bevölkerung wird noch über-
raſchender, wenn wir die Städtegruppen in Betracht
ziehen. Das allgemeine Verhältnis von 27 Proz. paßt
wohl auf Städte mit einer Einwohnerzahl von
75 000 bis 200000, während es in kleineren Städten
auf 24 Proz. ſinkt. Dagegen ſteigt es in Städten von
mehr als 200000 Einwohnern, und zwar in ſehr
hohem Grade. Es ſind z. B. von der Bevölkerung
Boſtons 30 Proz., von der New Yorks 40 Proz. und
von der San-Franciscos 45 Proz. Eingewanderte.
Darin ſehen nun einige Philoſophen den Keim für den
Untergang dieſer Republik, und ſie verweiſen auf die
Korruption des von den Jrländern beherrſchten New
York, aber ſie vergeſſen ganz, daß die Vollblut-
Amerikaner auch korrupt ſind. Es wäre Thorheit, das
allgemeine Stimmrecht deshalb beſchränken zu wollen.

Eine abenteuerliche Geſchichte von einem von
Zigeunern geraubten und denſelben entlaufenen Mäd-
chen erzählt ein Korreſpondent der „F. O.Ztg.“ in
Schwiebus. Da es ſich darum handeln kann, die
Eltern des betreffenden Mädchens aufzufinden, ſei die
Geſchichte hier kurz mitgeteilt. Jn Topper fand ſich
am 28. Mai ein ganz verwahrloſtes, 15 Jahre altes
Mädchen ein, welches vorgab, in ihrem 9. Lebensjahre
von Zigeunern aufgegriffen zu ſein.
Klara
als en Geburtsort und erzählte, daß ihr Vater
daſelbſt Grubenarbeiter ſei.

Gartenſtraße 10

Verſammlung.
Tagesordnung: 1. Was lehren uns die vielen Streiks in dieſem Jahre im Zimmerer-

gewerbe. Referent: A. Bringmann. 2. Diskuſſion. 3.
Um zahlreiches und pünktliches Erſcheinen bittet

Verſchiedenes. [563Der Vorſtand. 569

e

feſtgebunden gehalten und ſie bei Fluchtverſt immerwie ergriffen ihr die Zigeunerkünſte, Wenn das

r gen ren re e hätten. Vor aiſ cher
ei es ihr gelungen, der Zigeunertruppe zu entflieund ſie habe ſeitdem teils in Waldern, tls bei gut

mütigen Leuten auf Dörfern übernachtet. Das völlig
verwahrloſte Mädchen konnte weder leſen noch ſchreiben.
Sie behauptet, daß der Zigeuneroberſt Klemt heiße,
daß die Truppe aus 3 Wagen beſtehe und daß die
ſelbe einige Tage vor ihrer Flucht wieder einen 3 bis
4 jährigen Knaben geſtohlen hätte. Das Mädchen iſt
nach dem Amtsgericht in Schwiebus übergeführt
worden und es muß abgewartet werden, db es ge-
lingen wird, die Eltern desſelben zu entdecken.

Fritz Reuter und die Titel. Wie ſich Fritz
Reuter zu helfen wußte, wenn er in Geſellſchaft Namen
und Titel der anweſenden Perſonen vergeſſen hatte,
geht aus einem unlängſt veröffentlichten launigen Briefehervor, welchen der Dichter 1863 aus Eiſenach an

einen Freund ſchrieb: „Es iſt für mich eine arge Qual,
mir hier alle die Namen und die Titel zu merken;
aber ich weiß mir zu raten: Alle, die wie Schulmeiſter
ausſehen, nenne ich ſchlankweg „Profeſſor“, und alle,
die wie Juriſten ausſehen, nenne ich „Rat“, damit bin
ich bisher gut ausgekommen; wenn ſich ein Paar überPolitik zankt, ſo ſinds ein paar Rechtsanwälte und

wenn ein alter Herr ſtill am Tiſch ſitzt, einen Schnurr
bart trägt und viel Bier trinkt, ſo nenne ich ihn Herr
Major oder Herr Oberſt, je nachdem der Bauch be
ſchaffen iſt Dazu heißt jeder Schuſter „Hof-
ſchuſter“ und jeder Seifenſieder „Hofſeifenſieder“. Das
iſt denn allerdings eine Miſere, aber es lebt ſich gut
mit dem Völkchen, die Leute ſind freundlich und höflich,
leichtlebig und bei ſchwachen Mitteln fröhlich. Aber
für eines habe ich Gott zu danken, nämlich dafür, daß
er mich nachträglich zum Doktor gemacht hat; ich weiß
nicht, wie mirs ſonſt hier ergangen wäre.“Durch den Stich einer Füe e iſt in Berlin
bei einem zwölfjährigen Knaben ein ſchwerer Fall von
Blutvergiftung herbeigeführt worden. Vor wenigen
Tagen verſpürte der kleine Patient heftiges Stechen im
Zeigefinger der rechten Hand wenige Stunden darauf
ſchwoll der Finger und bald darauf die Hand heftig
an. Als auch der Unterarm von der Schwellung er
griffen wurde, ließen die Eltern einen Arzt holen,
welcher eine bereits hochgradige Blutvergiftung kon-
ſtatierte und die ſofortige Ueberführung des Kindes
nach der Klinik anordnete. Ob es gelingen wird, ohne
Amputation des infizierten Armes den Knaben zu
retteu, iſt fraglich.

Standesamtliche Nachrichten.

Halle, 4. Juni.
Aufgeboten: Der Velocipedfabrikant Franz Oskar Beſcherer

und Mathilde Martha Helene Amdohr (Zeitz und Magdeburger-ſtraße 49). Der Perrückenmacher und Friſeur Guſtav Emil

Metzner und Klotilda Anna Eliſabeth Pillat Mittelwache 3).
Der Hilfslokomotivheizer Erdmann Philipp Leopold Schirmer
und Klara W Förſte (Ackerſtraße 6 und MagdeburgBuckau).
Der Gefängnis Prediger Chriſtoph Heinrich m Charlotte
Bertha Antoinette Klothilde Eliſabeth Freiin on Werthern
(Herford und Elberfeld).

Eheſchließzungen: Der Handarbeiter Ernſt Kutzſch und Luiſe
Friederike Jda Fiſcher Lindenſtraße 16a und Steinweg a

Geboren: Dem Bohrer Otto Schmidt ein S., Kurt Alfred
Harzgaſſe 12). Dem Kaufmann Oswald Teichmann ein S.,

rt Otto (Schillerftraße 37). Dem Bäcker und Konditor
Albert Dietz eine T., Friederike Minna Jda (A. d. c
Kirche 13). Dem Handarbeiter Karl Rehn ein S., Karl Max
(Friedrichſtraße 47). Dem Zimmermann Auguſt Ludwig ein S.,a Hans es 32). Dem Eiſenbahn Vannnternehmer

arl Fallnich ein S., Theodor Bernhard Karl (Schillerſtraße 40).
Ein unehel. S.

Geſtorben: Des Packmeiſter Friedrich Pabſt S. Paul Her
mann Karl Willy, 5 J. (Bahnhofſtraße 16). Der Rentner
Karl Albert Lehmann, 60 J. (Mühlweg 36). Des ſtädtiſchen
Wächter Wilhelm Zahn S. Franz Otto Bruno, 1 M. (Schmied-
ſtraße 17). Des Fleiſchermeiſter Karl Brauer Ehefrau Auguſte
eb. Hammer, 46 J. (Spitze 19). Des Lederfärber Hermann
ung T. Mela Anna, 7 M. (Ludwigſtraße 8). Eine

unehel. T.

„Grundstein zur PVinigkeit“.
Freitag den 6. Juni abends 8 Uhr im Saale der „Moritzburg“, Har; 48

V Versamm tung.Tagesordnung: Stichwahl zwiſchen Schoch Magdeburg und Weſtphal- Halle.Die Mitglieder werden gdringend um ihr Erſcheinen erſucht.
Die örtl. Verwaltung.

Tentral-Krankenkasse der Maurer, Steinnauer, Gipsor (Weissbinder)

und Stuckateure „Grundstein zur Einigkeit“, E. H., Atona.

Sonntag den 8. Juni von nachmittags 3', Uhr ab im „Hofjäger“

S Konzert und Hall.

Jm Jntereſſe der Arbeiterſache möchte ich hier zur Er
örterung bringen, daß es doch an der Zeit wäre, hier am

Orte eine Liedertafel zu gründen und wollen ſich Männer, die Luſt
und Liebe zum Geſang haben, Sonntag nachmittags bei Hans Sanow,

Steinweg 13, gefälligſt einzufinden. [668
Karl Keitel, Streiberſtraße 27.

Hierzu ladet freundlichſt ein Das Komitee.
Reideburg.

V lung der l-Kranken und S der Ti and. geiw. Arbeitererſemmtnns eng den V. J e er e v
559)] Tagesordnung: Vorſtandswahl und Verſchiedenes.

Der Vevollmächtigte Aug. Schlegel. gesUm zahlreiches Erſcheinen wird gebeten

Redaktion von Rich. JllIge, Verlag von Aug. Groß, Druck von Venthin Comp.,

J

Beeſen. Ammendorf. Radewell.
Lager d Weizenbier la 10 Pf., Zigarren,e W nnd r esJ. Rupprecht, Ammendorf.

ſämtlich in Halle a. S.
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